Samtgemeinde Oderwald Bor3um,

1.1

1.2

DIENSTANWEISUNG

far die Vergabe von Auftragen
der Samtgemeinde Oderwald

Einfuhrung

Geltungshbereich

Diese Dienstanweisung, mit den Anlagen in der jeweils aktuellen Fassung, gilt fur alle mit
der Vergabe befassten Stellen der Samtgemeinde Oderwald, seiner Mitgliedsgemeinden
und den Eigenbetrieben Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung der Samtgemeinde
Oderwald.

Rechtsgrundlagen

Nach 8§ 26a Abs. 1 GemHKVO (Gemeindehaushalts- und -kassenverordnung) muss der
Vergabe von Auftragen eine offentliche Ausschreibung vorausgehen, wenn nicht die Natur
des Geschéfts oder besondere Umstéande eine Ausnahme rechtfertigen. Nach § 26a Abs.
2 GemHKVO erfolgt der Abschluss von Vertradgen Uber Bauleistungen, Lieferungen oder
Dienstleistungen nach einheitlichen Richtlinien tGber das bei der Vergabe einzuhaltende
Verfahren.

Bei der Vergabe von Auftragen und dem Abschluss von Vertrdgen sind in ihrer jeweils
gultigen Fassung inshesondere anzuwenden:

1. Die fur die Vergabe von Auftragen und den Abschluss von Vertrdgen geltenden
Bestimmungen (Vergabe- und Vertragsordnung fir Bauleistungen (VOB) sowie
Vergabe- und Vertragsordnung fir Leistungen (VOL)) und die Vorschriften des
Vergabehandbuches des Bundes im Zustandigkeitsbereich der
Finanzbauverwaltung (VHB), soweit nicht Teile offenkundig ausschlieBlich fur
Bundesverwaltungen anwendbar sind.

Vergabeordnung fir freiberufliche Leistungen (VOF)
Honorarordnung fur Architekten und Ingenieure (HOAI)
EG-Vergaberichtlinien

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB)
Verordnung uber die Vergabe o6ffentlicher Auftrage (VgVv)

Niedersachsische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

© N o g bk~ D

das Nds. Landesvergabegesetz mit den dazu veroffentlichten
Durchfuihrungsvorschriften (LVergG)

9. Gemeindehaushalts- und -kassenverordnung (GemHKVO)

10. Verordnung Uber die Vergabe von Auftrdgen im Bereich des Verkehrs, der
Trinkwasserversorgung und Energieversorgung — Sektorenverordnung (SektVO)

11. Gesetz zur Bekampfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung
(Schwarzarbeitshekampfungsgesetz; SchwarzArbG)

Weitergehende Rechtsvorschriften bleiben von dieser Dienstanweisung unberihrt und
sind erganzend zu beachten.
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2.1

2.2

3.

Vertrage mit freiberuflich Tatigen

Bei Vertragsabschliissen mit freiberuflich Tatigen ist die Anwendung der fir Gemeinden
und kommunale Zusammenschliisse geltenden Vergabegrundsatze zu vereinbaren, die
noch erganzt werden durch einzelne Bestimmungen dieser Dienstanweisung.

Die Vergabe der Auftrage verbleibt bei der Samtgemeinde. Es ist sicherzustellen, dass
freiberuflich Téatige weder Vergabeunterlagen versenden, Plane in ihren Biros zur
Einsicht auslegen, das Verfahren betreffende Auskinfte erteilen, noch den
Submissionstermin abhalten. Bei beschrankten Ausschreibungen habe sie hinsichtlich
des Bewerberkreises ein Vorschlagsrecht. Die endguiltige Festlegung liegt bei der
Samtgemeinde. Den freiberuflich fir die Samtgemeinde Téatigen ist die Befugnis zu
Ubertragen, Feststellungsbescheinigungen im Sinne der Gemeindehaushalts- und -
kassenverordnung und der dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften abzugeben. Die
damit Ubernommene Verantwortlichkeit ist diesen Personen mitzuteilen.

Wahl der Vergabeart

Die anzuwendende Vergabeart ist auf der Grundlage des Gemeinsamen Runderlasses des
Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, der Nds. Staatskanzlei und der Ubrigen
Ministerien (Gem. Rd. Erl. d. MW, d. Stk u. d. tbr. Min) vom 25.11.2011 — 24 — 32570
festzulegen. Basis fur die Berechnung der Wertgrenzen ist der Gesamtwert einer MaRnahme,
nicht der Wert der einzelnen Auftrage.

3.1.

3.2.

Bauauftrage nach VOB/A
Wertgrenzen (ohne Umsatzsteuer)

bis 75.000,00 € Freih&ndige Vergabe
bis 1.000.000,00 € Beschrankte Ausschreibung
ab 1.000.000,01 € Offentliche Ausschreibung

Liefer- und Dienstleistungsauftrdge nach VOL/A
Wertgrenzen (ohne Umsatzsteuer)

bis 50.000,00 € Freihdndige Vergabe
bis 100.000,00 € Beschrénkte Ausschreibung
ab 100.000,01€ Offentliche Ausschreibung

In Einzelfallen sind hiervon Ausnahmen zulassig und zu begriinden.

Die Regelungen des gem. Rd. Erl. d. MW, d. Stk u. d. Gdbr. Min vom 25.11.2011 — 24 —
32570 — zu den einzelnen Vergabearten sind zu beachten.

3.3. Bauauftrage nach VOB/A

Wertgrenzen (ohne Umsatzsteuer)

bis 30.000,00 € Freihdndige Vergabe

bis | 200.000,00 € Beschrankte Ausschreibung nach 6ffentlichem
Teilnahmewettbewerb oder 6ffentliche Ausschreibung
ab 200.000,01 € Offentliche Ausschreibung

In Einzelfallen sind hiervon Ausnahmen zulassig und zu begriinden.
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3.4. Liefer- und Dienstleistungsauftrage nach VOL/A
Wertgrenzen (ohne Umsatzsteuer)

bis 15.000,00 € Freih&ndige Vergabe

bis 25.000,00 € Beschréankte Ausschreibung nach o6ffentlichem
Teilnahmewettbewerb oder 6ffentliche Ausschreibung

ab 25.000,01€ Offentliche Ausschreibung

In Einzelfallen sind hiervon Ausnahmen zuldssig und zu begriinden.
4. Erstellung von Verdingungsunterlagen

Das Vergabeverfahren soll erst eingeleitet werden, wenn alle Ausschreibungsunterlagen
insbesondere die Bauausfuhrungsunterlagen fertig gestellt sind, aufgrund derer préazise
Leistungsverzeichnisse erstellt werden kénnen. Die erforderlichen Haushaltsmittel missen
bereit stehen.

Fur Ausnahmen sind die Regelungen der 88 116 und 117 GemHKVO Uuber die vorlaufige
Haushaltsfihrung und der Uber- und auf3erplanméaRigen Aufwendungen und Auszahlungen zu
beachten.

5. Bekanntmachungen

Aufforderungen zur Angebotsabgabe bei O6ffentlichen  Ausschreibungen, o&ffentliche
Teilnahmewettbewerbe bei beschrankter Ausschreibung und Freihdndiger Vergabe sind wie
folgt bekannt zu machen:

Im Submissionsanzeiger, Subreport und bi-online erfolgt die kostenlose Veroffentlichung des
Ausschreibungstextes. In der Braunschweiger Zeitung — (regional) - ist in Kurzform auf die
Veroffentlichung des Ausschreibungstextes im Submissionsanzeiger hinzuweisen.

Die Ausschreibungsunterlagen sind ausschliel3lich von den beauftragten
Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen der Samtgemeinde Oderwald zu versenden.

6. Behandlung der Angebote und Eréffnungsverhandlung

6.1 Die Sammlung der Angebote und die Leitung der Er6ffnungsverhandlungen wird der
Finanzverwaltung der Samtgemeinde Ubertragen. Das Nachrechnen der Angebote erfolgt
durch die /den jeweilige/n Sachbearbeiter(in) der Finanzverwaltung. Bei Bedarf kénnen
weitere Bedienstete hinzugezogen werden, die im Einzelfall von dem Submissionsleiter
bestimmt werden. Im Verhinderungsfall sind jeweils die Vertreter zustandig.

6.2 Bei der Sammlung der Angebote, der Leitung der Erdffnungsverhandlungen und dem
Nachrechnen der Angebote ist zu beachten, dass die Aufgaben nur von Bediensteten
wahrgenommen werden, die nicht mit den jeweiligen VergabemalRnahmen befasst sind.
Erst nach abschlieRender Nachrechnung der Angebote dirfen diese der ausschreibenden
Dienststelle, dem vertraglich fir die Samtgemeinde téatigen Ingenieurbiiro bzw.
Architekten Uberlassen werden. Vor der Weitergabe der Unterlagen sind die Angebote der
drei gunstigsten Bieter zu kopieren und im Tresorraum aufzubewahren.

6.3 Die Eroffnungsverhandlung findet ausschlieBlich in  den R&umen der
Samtgemeindeverwaltung in BérBum statt. Die Angebote sind mit dem Lochstempel der
Samtgemeinde zu kennzeichnen. Der Lochstempel wird vom Submissionsleiter unter
Verschluss im Tresorraum aufbewahrt.

6.4 Das Rechnungsprifungsamt des Landkreises Wolfenbiittel ist rechtzeitig von den
anberaumten Verdingungsverhandlungen zu unterrichten.
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7.1

7.2

7.3

7.4

7.5

7.6

8.1

Entscheidungsbefugnis fir die Zuschlagserteilung

Soweit es sich um Geschéfte der laufenden Verwaltung handelt, obliegt die Entscheidung
Uber die Erteilung des Zuschlages gemalR § 85 Abs. 1 Nr. 7 NKomVG dem
Samtgemeindeburgermeister/in. Die Vergabe von Auftréagen fur Lieferungen, Leistungen
oder Bauleistungen ist als Geschéaft der laufenden Verwaltung gemafls § 85 NKomVG
anzusehen, soweit sie nicht von grundséatzlicher tber den Einzelfall hinausgehender
Bedeutung ist, mit einer gewissen Regelmafigkeit wiederkehrt, nach feststehenden
Verwaltungsregeln erledigt wird und fir die Samtgemeinde sachlich und finanziell nicht
von erheblicher Bedeutung ist. Als finanziell nicht von erheblicher Bedeutung wird bei der
Vergabe von Auftrédgen fur Lieferungen, Leistungen oder Bauleistungen ein Auftragswert
bis € 10.000,00 angesehen.

Innerhalb der Samtgemeindeverwaltung sind fiir die Vergabe zustandig

a) bis zu € 1.500,00 der/die jeweils zustandige Fachbereichsleiter(in)

b) dber € 1.500,00 und bei einer Entscheidung durch den Samtgemeindeausschuss
der Samtgemeindeburgermeister.

Soweit es sich nicht um ein Geschéft der laufenden Verwaltung nach 85 Abs. 1 Nr. 7
NKomVG handelt, beschlief3t

a) der Samtgemeindeausschuss bei Auftragsvergaben von dber € 10.000,00 bis
€ 20.000,00

b) der Samtgemeinderat bei Auftragsvergaben von Uber € 20.00,00 (vgl. Beschluss
des Samtgemeinderates vom 16.03.1978)

c) der/die Betriebsleiter/in fur die Eigenbetriebe Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung bei Auftragsvergaben bis 10.000,00 € und

d die Betriebsausschisse der Eigenbetriebe =~ Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung bei Auftragsvergaben tber 10.000,00 € (8 4 Abs. 3 Ziff. 1 der
Betriebssatzungen vom 15.02.2012).

Nach § 58 Abs. 3 und § 76 Abs. 2 NKomVG kdnnen sich der Samtgemeinderat bzw. der
Samtgemeindeausschuss im Einzelfall die Beschlussfassung tber die Vergabe von
Auftragen fur Lieferungen, Leistungen und Bauleistungen vorbehalten.

Auftrage dirfen grundsatzlich nur erteilt werden, wenn die haushaltsrechtlichen
Voraussetzungen vorliegen oder die Zustimmung zur Leistung einer Uber- oder
aulRerplanmafigen Ausgabe nach § 117 NKomVG vorliegt.

Grundsatzlich ist jeder Auftragsvergabe eine 6ffentliche Ausschreibung vorauszugehen.
Sofern aufgrund der Natur des Geschaftes oder besonderer Umstande eine 6ffentliche
Ausschreibung nicht stattfindet, ist dieses in dem Vergabevermerk zu begriinden (siehe
anliegende Muster A).

Mitwirkung des Rechnungsprifungsamtes

Hinsichtlich der Mitwirkung des Rechnungsprifungsamtes beim
Vergabeprifungsverfahren sind die Verfiigungen des Landkreises Wolfenbuttel in der
geltenden Fassung zu beachten. Danach sind vor Erteilung des Lieferungs- oder
Leistungsauftrages dem Rechnungsprifungsamt alle Vergabeunterlagen (einschl.
Vergabevermerk) mit einem Vergabevorschlag in doppelter Ausfertigung vorzulegen,
soweit die Angebotssummen bei Vergaben nach der VOB bzw. der VOL die Summen
Ubersteigen, die jeweils vom Rechnungsprifungsamt des Landkreises Wolfenbdittel (siehe
Anlage B) festgelegt werden.
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8.2 Ausgenommen von der Vorpriufung sind Lieferungs- oder Leistungsauftrage, die zu
Tagespreisen vergeben werden (z. B. Lieferungen von Heizol, Papier, Kreditaufnahmen).

9. Ausfuhrung und Uberwachung der Auftrage

9.1 Alle Auftrage fur Lieferungen und Leistungen sind grundsatzlich schriftlich zu erteilen.
Soweit Auftragsvergaben nicht den Geschaften der laufenden Verwaltung zuzuordnen
sind, sind die Vorschriften des 8 86 Abs. 2 NKomVG zu beachten.

9.1.2 In besonderen Féllen kann auch ein Auftragsschreiben gefertigt werden.
9.1.3 Bei dringenden und geringflgigen Auftragen kdnnen Bestellzettel verwendet werden.

9.1.4 Wenn Auftrdge ausnahmsweise muindlich bzw. fernmindlich erteilt werden, um nicht
vertretbare Verzogerungen oder Schaden zu vermeiden (z. B. bei &uRRerst dringenden
Reparaturen oder Gefahr im Verzuge), sind sie unverziglich schriftlich zu bestatigen.

9.2 Sofern aufgrund der Natur des Geschéaftes oder besonderer Umstéande eine offentliche
Ausschreibung nicht stattfindet und das Vorliegen dieses Ausnahmetatbestandes nicht
offensichtlich ist, ist in der Kassenanordnung bzw. im Auftragsvorgang besonders zu
begrinden, warum eine Ausschreibung nicht bzw. eine beschrénkte Ausschreibung
erfolgt.

9.3 Der freindndigen Vergabe soll grundsétzlich eine formlose Preisermittlung vorausgehen.
Mussen Auftrdge in Ausnahmefallen freihandig ohne vorherige Preisermittlung vergeben
werden, so sind die Grinde dafiir aktenkundig zu machen.

9.4 Die ordnungsgeméfRe und fachgerechte Ausfihrung des Auftrages ist von dem
zustandigen Fachbereich zu dberwachen und abschlieBend zu prufen. Die Prifung
umfasst auch die Erstellung einer Abrechnung der Einnahmen und Ausgaben der
jeweiligen MaRnahme sowie eine Gegeniberstellung der geplanten, vergebenen und
abgerechneten Kosten mit Begrindung etwaiger Differenzen.

9.5 Die ortliche Bauleitung ist zu verpflichten, samtliche Lieferscheine oder sonstigen
Nachweise Uber Lieferungen und Leistungen zu sammeln und die Originalunterlagen zur
Bearbeitung dem zustandigen Fachbereich oder dem beauftragten Ingenieur oder
Architekten weiterzuleiten.

9.6 Samtliche Planungs-, Vergabe- und Abrechnungsunterlagen einschlieRlich
Bestandsverzeichnisse und sonstige Unterlagen verbleiben bei der Samtgemeinde.

9.7 Bei Vertragen mit freiberuflich Tatigen ist zu vereinbaren, dass die vorgenannten
Unterlagen der Samtgemeinde vor der Honorarschlusszahlung auszuhandigen sind.
Dabei ist sicherzustellen, dass der Honorarrestanspruch ausreicht, um die gegebenenfalls
noch fehlenden Unterlagen erstellen zu lassen.

9.8 Die Sammlung und Aufbewahrung der die Kassenanordnungen begriindenden
Unterlagen richtet sich nach den 88 36 und 38 der GemHKVO. Durchschriften der die
Kassenanordnungen begriindenden Unterlagen sind vom zustdndigen Fachbereich
objekt- oder nachnamenbezogen zu sammeln.

Bei Auftrdgen zu 9.1.4 ist der Samtgemeindebirgermeister/in umgehend zu unterrichten.

10. Korruptionspravention

Zur effektiven Vorbeugung gegen mogliche UnregelmaRigkeiten (z.B. Korruption,

ungerechtfertigte Bevorzugung ortsansassiger/ortsnaher Unternehmen) sind im Anschluss an
ein durchgefuhrtes Vergabeverfahren nach Nr. 3.1 oder 3.2 folgende Informationen im Sinne
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einer nachtraglichen Transparenz unverziglich zu verdéffentlichen, sofern das jeweilige
Auftragsvolumen (ohne Umsatzsteuer) einen Wert von 25.000,00 € Uberschreitet:

Name und Anschrift des Auftraggebers
Ort der Auftragsausfiihrung
Auftragsgegenstand

Name und Anschrift des Auftragnehmers

Die Wahl des Veroffentlichungsweges ist abhéngig vom Einzelfall und hat auf der Internetseite
der Samtgemeinde Oderwald oder in der Braunschweiger Zeitung (regional) zu erfolgen.

Akten- und Vorgangsbearbeitung mussen eine lickenlose Dokumentation der
Entscheidungsfindung mdglich machen, insbesondere miissen sie alle Belege, Nachweise usw.
enthalten. Alle entscheidungsrelevanten miindlichen Sachverhalte aus Gesprachen,
Telefonaten und Auskinften sind durch schriftliche Vermerke festzuhalten.

Im Rahmen der Korruptionsvorbeugung kommt dem sog. ,Vier-Augen-Prinzip“ als geeignetem
Mittel zur Pravention — durch die Mitwirkung und Kontrolle in Bearbeitung befindlicher Vorgénge
durch eine/n weitere/n Beschaftigte/n eine besondere Bedeutung zu. Auf die Einhaltung dieses
Prinzips wird besonders hingewiesen.

Bei der Vergabe von Lieferungen und Leistungen ist deshalb mdglichst auf eine Trennung
zwischen Planung/Bedarfsermittlung, Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung zu achten. Bei
der Erteilung von Auftrdgen ist der Auftrag von einer/einem zweiten Beschéftigten
gegenzuzeichnen.

Wirken private Unternehmen (z.B. Architekten oder Ingenieurbiros) bei der Ausfihrung von
Aufgaben mit, sind die einzelnen Beschaftigten dieser Unternehmen nach dem
Verpflichtungsgesetz auf die gewissenhafte Erflillung ihrer Obliegenheiten aus dem Auftrag zu
verpflichten (Anlage C).

11. Inkrafttreten

11.1 Diese Dienstanweisung ist ab sofort anzuwenden und gilt in Bezug auf die Ziffern 3.1 und
3.2. bis zum 31.12.2013.

11.2 Ab 01.01.2014 qilt die Dienstanweisung fort unter Anwendung der Wertgrenzen, die in
Ziffern 3.3 und 3.4 festgehalten sind.

11.3 Gleichzeitig tritt die bisher giiltige Dienstanweisung Uber die Vergabe von Auftragen der
Samtgemeinde Oderwald auf3er Kraft.

Der Samtgemeindebirgermeister

Spier

Anlagen:

e Anlage B zur Verfigung des Rechnungsprufungsamtes des Landkreises Wolfenbiittel vom
29.11.2007

e Anlage A Vergabevermerk —

e Anlage C Muster — Formliche Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz
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Anlage A

Samtgemeinde Oderwald

Datum

Vergabevermerk

1) Bezeichnung der Leistung:

2) Veranlassung:

3) Gegenstand der Ausschreibung:

Zahl der Lose:

4) Geschatzte Auftragssumme:

verfugbare Haushaltsmittel: Hhst.:
Hhst. bzw. Kst.:

noch nicht gebundene genehmigte Kosten:

5) Vergabe nach: VOB ]
VOL L]

6) Vergabeverfahren:
Inland EU

[] 6ffentliche Ausschreibung [ ]offenes Verfahren

[ ]beschrankte Ausschreibung [ ] nichtoffenes Verfahren

[ ] mit offentlichen Teilnehmerwettbewerb []Verhandlungsverfahren
[lfreihandige Vergabe [ mit offentl. Vergabebekanntmachung

7) Begrundung des gewahlten Vergabeverfahrens (wenn keine offentl. Ausschreibung/offenes Verfahren
erfolgt):
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8) Bekanntmachung

Absendung der Bekanntmachung (patum)

Bekanntmachung im

- bi Ausschreibungsblatt am
- Submissionsanzeiger [ ] am
- subreport [ ]am
- Braunschweiger Zeitung [ ]am
- []
- []

9) Ablauf der Frist fur die Anforderung der Unterlagen:

10) Versand der Vergabeunterlagen:

vgl. Firmenliste
a) Versand Angebotsschreiben an RPA am:

11) Er6ffnungstermin (patum/Uhrzeit):

Ende der Zuschlagsfrist:

12) Vertragsinhalt
Es gilt die VOB/VOL in der jeweils glltigen Fassung

Beginn der Ausfiihrung:

Vollendung der Ausfiihrung:

13) Vergabekammer
[ ] Die Vergabekammer hat sich bisher nicht eingeschaltet
[] Die Vergabekammer hat sich eingeschaltet am

14) Teilnehmer am Wettbewerb
a) oOffentliche Ausschreibung/offenes Verfahren
- Anzahl der Anforderungen:

- Anzahl der Ubersandten Unterlagen:

- Anzahl der eingegangen Angebote:

- Anzahl der vom Wettbewerb ausgeschlossenen Bieter:

b) beschrankte Ausschreibung/nichtoffenes Verfahren
- Anzahl der aufgeforderten Bieter:

- Anzahl der eingegangenen Angebote:

c) freihdndige Vergabe/Verhandlungsverfahren
- Anzahl der aufgeforderten Bieter:

- Anzahl der eingegangenen Unterlagen:

15) Er6ffnungstermin
[ ] keine besonderen Vorkommnisse
[] besondere Vorkommnisse:

[ ] Nebenangebote Anzahl:
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16) Prufung und Wertung der Angebote

a) [
[

Die formale Prifung ergab keine Beanstandungen
Die formale Priifung ergab folgende Beanstandungen:

b) Aufgrund der rechnerischen Priifung ergibt sich folgende Bieterreihenfolge, ggf. unter

Bericksichtigung ohne Bedingungen gewahrter Preisnachlésse:

Name Angebotssumme

c) Aufklarungsgesprach

[]
[

Es hat kein Aufklarungsgesprach stattgefunden
Aufklarungsgespréach siehe Protokoll in der Anlage

d) Qualifikation des Bieters

[
[
[

Der Bieter ist als Fachfirma bekannt
Das beauftragte Ing.-Biro hat die Qualifikation bestatigt
Der Bieter ist nicht qualifiziert, weil

e) Angemessenheit des Preises

[
[

Die Angebotspreise geben keinen Anlass, die Auskémmlichkeit zu bezweifeln

In der Gesamtbewertung weicht das Angebot nicht wesentlich von den Angeboten
der nachsten Bieter ab.

Die Angebotspreise geben Anlass, die Auskémmlichkeit zu bezweifeln, well
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f)  Wertung von Nebenangeboten Anzahl:
Unter Berucksichtigung der Nebenangebote ergeben sich folgende Wertungssummen:

[] Die Beriicksichtigung der Nebenangebote verandert die Bieterreihenfolge nicht
[] Die Beriicksichtigung der Nebenangebote verandert die Bieterreihenfolge wie folgt:

Name Angebotssumme

18) Anfrage Tariftreue- und Unzuverlassigkeitsregister ( bei Auftragen tber 30.000,00 €)

am: entfallt, jetzt Anforderung Gewebezentralregisterauszug durch AG

17) Benachrichtigung der nicht beriicksichtigten Bieter (14 Tage vor Zuschlagserteilung bei EU-Vergaben
§13VgV)

am:
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18) Vergabevorschlag
[] Den Zuschlag erhalt die Firma:

mit der Angebotssumme:

[] Der Zuschlag ist nicht an die mindestbietende Firma zu erteilen, sondern an die
Firma:

mit der Angebotssumme:

Begrindung:

19) Vergabevorprifung durch das RPA bei MalRnahmen tGber 30.000,00 €

Alle Unterlagen Ubersandt am:

der Vergabe wird zugestimmt.

Leiter Fachbereich

Seite 5von 5



Anlage B
zur Verfigung des Rechnungspriifungsamtes des
Landkreises Wolfenbittel vom 29.11.2007

Wertgrenzen zur Regelung der Vorlagepflicht von Vergaben beim
Rechnungsprifungsamt des Landkreises Wolfenbttel
ab 01.12.2007

1. Wertgrenzen bei Vergaben nach der VOB:

» Vergaben, die nach vorausgegangenem Wettbewerb an den
Mindestfordernden erfolgen sollen ab 30.000 €

* Vergaben, wenn nicht der Mindestfordernde beauftragt werden soll ab 10.000 €

* Vergaben, zu denen nur ein Angebot vorliegt

ab 10.000 €
* Nachtragsangebote und Auftragserweiterungen, auch wenn der
. L9 ab 10.000 €
Hauptauftrag nicht vorlagepflichtig war
(Die Verrechnung mit entfallenen Leistungen ist nicht zul&ssig.)
2. Wertgrenzen bei Vergaben nach der VOL
(ohne Vergaben an freiberuflich Tatige):
* Vergaben, die nach vorausgegangenem Wettbewerb an den
Mindestfordernden erfolgen sollen ab 15.000¢€
* Vergaben, wenn nicht der Mindestfordernde beauftragt werden soll ab 7.500€
* Vergaben, zu denen nur ein Angebot vorliegt ab  5.000€
* Nachtragsangebote und Auftragserweiterungen / Vertrags-
verlangerungen, auch wenn der Hauptauftrag / -vertrag nicht
vorlagepflichtig war
(Die Verrechnung mit entfallenen Leistungen ist nicht zuldssig.)
3. Wertgrenzen bei Vergaben an freiberuflich Tatige:
*  Vergaben nach der VOF Vgr?ggeerg¥|?cht
» Vertrage / Vergaben auf Grundlage der HOAI ab 25.000 €
» Alle Ubrigen Vergaben an freiberuflich Tatige
(z.B. Beratungsvertrage, Gutachten etc.) ab 10.000€

Die Wertgrenzen schliel3en die Mehrwertsteuer nicht mit ein.
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Anlage C

Hinweise
Formliche Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz

1.

Nach dem Verpflichtungsgesetz formlich zu verpflichten, sind solche Personen, die nach
Stellung und Funktion keine Amtstrager sind, jedoch unter Umstanden in gleicher Weise
Einblick und Einflussméglichkeiten auf Verwaltungshandeln haben, weil sie bei der
Ausfihrung von Aufgaben der oOffentlichen Verwaltung mitwirken, z, B. Architektur- und
Ingenieurbiros, Gutachter, Unternehmens- und Personalberatungen. Insbesondere
sollen die Mitarbeiter der beauftragten Unternehmen verpflichtet werden, die bei der
Ausfuhrung von o6ffentlichen Verwaltungsaufgaben kauflich beeinflusst werden kénnen
oder denen geschitzte Geheimnisse zuganglich sind. Als Beschéaftigungsverhaltnis
zwischen dem/der zu Verpflichtenden und der Behdrde kommt sowohl ein
Dauerschuldverhaltnis als auch die gelegentliche oder voriibergehende Tatigkeit fir die
Behorde in Betracht.

Die Verpflichtung nach 8§ 1 Abs. 1 Verpflichtungsgesetz 16st die Anwendbarkeit
folgender Straftatbestande des Strafgesetzbuches aus:

897 b Abs. 2i.V.m. 88§ 94-97  Verrat in irriger Annahme eines illegalen
Geheimnisses

8120 Abs. 2 Gefangenenbefreiung

8§ 133 Abs. 3 Verwahrungsbruch

8§ 201 Abs. 3 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes

8§ 203 Abs. 2, 4,5 Verletzung von Privatgeheimnissen

8§ 204 Verwertung fremder Geheimnisse

88 331,332 Vorteilsannahme und Bestechlichkeit

§ 335 Besonders schwere Falle der Bestechlichkeit und
Bestechung

8 336 Unterlassen der Diensthandlung

8 338 Vermodgensstrafe und Erweiterter Verfall

8§353D Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer
besonderen Geheimhaltungspflicht

§ 355 Verletzung des Steuergeheimnisses

§ 358 Nebenfolgen

Der Inhalt der fir den Aufgabenbereich des/der zu Verpflichtenden wesentlichen
Straftatbestande ist der zu verpflichtenden Person zu erlautern (vgl. 8 1 Abs. 2
Verpflichtungsgesetz). Diese Erlauterung kann mindlich erfolgen. Praktikabler scheint
es aber zu sein, der zu verpflichtenden Person die genannten Vorschriften in Kopie
auszuhéandigen. Die relevanten Ausziige aus dem Strafgesetzbuch sind auf dem
Merkblatt, das sich in der Anlage befindet, abgedruckt.

Uber die Verpflichtung ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Verpflichtete mit
unterzeichnet. Er erhédlt zudem eine Abschrift dieser Niederschrift (vgl. § 1 Abs. 3
Verpflichtungsgesetz).



Muster
Formliche Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz

Niederschrift Gber die Verpflichtung gemanR 8§ 1 Abs. | des Gesetzes Uber die formliche
Verpflichtung nichtbeamteter Personen (Verpflichtungsgesetz)

[ (oY 1 = = 10 TP

(S g0 F= VA= U] o TR

Pz O . oo

ist gemald 8 1 Abs. 1 des Verpflichtungsgesetzes (BGBI. | S. 547)
von

BN O U ..o

auf die gewissenhafte Erfullung seiner/ihrer Obliegenheiten verpflichtet worden. Auf die
strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung wurde hingewiesen und tber den Inhalt
und die Anwendbarkeit der folgenden Vorschriften des Strafgesetzbuches informiert:

897 b Abs. 2i.V.m. 88§ 94-97 Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnisses

8120 Abs. 2 Gefangenenbefreiung

§ 133 Abs. 3 Verwahrungsbruch

§ 201 Abs. 3 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes

§ 203 Abs. 2,4,5 Verletzung von Privatgeheimnissen

§ 204 Verwertung fremder Geheimnisse

88§ 331,332 Vorteilsannahme und Bestechlichkeit

8§ 335 Besonders schwere Félle der Bestechlichkeit und
Bestechung

8§ 336 Unterlassen der Diensthandlung

§ 338 Vermogensstrafe und Erweiterter Verfall

§353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer
besonderen Geheimhaltungspflicht

8§ 355 Verletzung des Steuergeheimnisses

§ 358 Nebenfolgen

Er/Sie hat eine Abschrift dieser Niederschrift und einen Abdruck der genannten
Vorschriften erhalten.

Datum:.........ccoovvnns

(Unterschrift Verpflichtende/r) (Unterschrift Verpflichtete/r)




	Dienstanweisung_Vergaben_Stand_Februar_2013
	1. Einführung
	2. Verträge mit freiberuflich Tätigen
	3. Wahl der Vergabeart
	4. Erstellung von Verdingungsunterlagen
	5. Bekanntmachungen
	6. Behandlung der Angebote und Eröffnungsverhandlung
	7. Entscheidungsbefugnis für die Zuschlagserteilung
	8. Mitwirkung des Rechnungsprüfungsamtes
	9. Ausführung und Überwachung der Aufträge
	10. Korruptionsprävention
	11. Inkrafttreten

	DA_Anlage_A
	Vergabevermerk

	DA_Anlage_B
	DA_Anlage_C
	Hinweise Förmliche Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz
	Muster Förmliche Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz


